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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.		welche	Bedeutung	sie	dem	Studienangebot	der	Hochschulen	in	nicht-öffentli-
cher Trägerschaft im Land zumisst, insbesondere unter Berücksichtigung der 
Entwicklung der Studienanfängerzahlen an diesen Hochschulen in den letzten 
zehn Jahren;

2.  wie sich dieses Studienangebot in den letzten zehn Jahren entwickelt hat, orien-
tiert an Studiengängen und Studienanfängern;

3.  inwiefern sie die Rolle der nichtstaatlichen Hochschulen im Wandel sieht, 
durch ihr Studienangebot (etwa bei den Studiengängen der Sozialen Arbeit 
oder im Rahmen der Akademisierung der Heilberufe) mehr als nur eine begrü-
ßenswerte und etablierte Ergänzung des staatlichen Hochschulsystems zu sein, 
das	die	öffentlich	finanzierten	Studiengänge	durch	sich	am	Markt	zu	behaup-
tende	und	privat	getragene	Studiengebote	ergänzt;

4.		welche	Abweichungen	von	dem	Grundsatz	bereits	bestehen	und	sie	zukünftig	
plant,	dass	Hochschulen	in	nicht-öffentlicher	Trägerschaft	gemäß	§	70	Absatz	10	
Landeshochschulgesetz	 (LHG)	 grundsätzlich	 keinen	 Anspruch	 auf	 staatliche	
Förderung haben;

5.		zu	welchen	aktuellen	Förderprogrammen/Programmausschreibungen	des	Lan-
des	die	Hochschulen	in	nicht-öffentlicher	Trägerschaft	antragsberechtigt	sind;
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	 6.		ob	geplant	ist,	bei	hochschulischen	Ausbauprogrammen	des	Landes	die	Teil-
habe	bzw.	Antragsberechtigung	der	Hochschulen	in	nicht-öffentlicher	Träger-
schaft	künftig	zu	stärken,	auch	um	einer	Empfehlung	des	Wissenschaftsrats	zu	
folgen,	wettbewerblich	orientierte	Landesprogramme	in	Forschung	und	Lehre	
für	die	privaten	und	kirchlichen	Hochschulen	zu	öffnen;

	 7.		inwieweit	 akademische	Weiterbildungsangebote	 von	 Hochschulen	 in	 nicht-	
öffentlicher	Trägerschaft	von	Landesseite	unterstützt	werden,	wie	in	der	Ver-
gangenheit	 mit	 Mitteln	 aus	 dem	 Europäischen	 Sozialfonds	 im	 Förderpro-
gramm	„Auf-	und	Ausbau	von	Strukturen	der	wissenschaftlichen	Weiterbil-
dung an Hochschulen in Baden-Württemberg“;

	 8.		welches	 Ergebnis	 die	 seit	 geraumer	 Zeit	 laufenden	 Gespräche	 des	Wissen-
schaftsministeriums mit den drei kirchlichen Hochschulen im Land erbrach-
ten,	 die	 darauf	 abzielten,	 eine	 den	 aktuellen	 Anforderungen	 entsprechende	
Finanzierung	zu	entwickeln	und	Studienangebote,	die	 im	gesellschaftspoliti-
schen	Interesse	des	Landes	liegen,	finanziell	längerfristig	abzusichern;

	 9.		welche	 Studienangebote	 sie	 aktuell	 als	 im	 gesellschaftspolitischen	 Interesse	
des Landes liegend erkennt;

10.		inwiefern	 sie	 eine	 Teilhabe	 von	 Hochschulen	 in	 nicht-öffentlicher	 Träger-
schaft	 an	 Förderprogrammen	 des	 Landes	 zur	 Stärkung	 der	 hochschulischen	
Infrastruktur,	etwa	zu	Zwecken	der	Digitalisierung,	abweichend	vom	Grund-
satz	des	§	70	Absatz	10	LHG	anstrebt;

11.  ob sie das Studien- und Weiterbildungsangebot der Hochschulen in nicht- 
öffentlicher	Trägerschaft	gleichwertig	präsentiert	sieht	in	der	öffentlichen	Dar-
stellung	durch	staatliche	Stellen,	etwa	auf	vom	Land	betriebenen	Homepages	
oder	digitalen	Plattformen;

12.		welche	Maßnahmen	 zum	Bürokratieabbau	 sie	 unternimmt,	 von	 denen	 auch	
die	Hochschulen	 in	 nicht-öffentlicher	 Trägerschaft	 profitieren	 können	 (etwa	
im	Bereich	des	Meldewesens,	bei	Statistiken	oder	Genehmigungsverfahren);	

13.		auf	welche	Weise	sie	die	Hochschulen	 in	nicht-öffentlicher	Trägerschaft	bei	
deren	Internationalisierung	unterstützen	will	und	beispielsweise	bei	Visafragen	
Hilfe	leisten	könnte,	z.	B.	bei	der	Durchführung	von	APS-Verfahren;

14.		ob	sie	es	als	möglich	betrachtet,	den	Hochschulen	in	nicht-öffentlicher	Träger-
schaft oder insbesondere den Hochschulen für Angewandte Wissenschaften 
(HAW)	unter	diesen	neben	dem	Promotionsrecht	nach	§	70	Absatz	4	LHG	auch	
eine	Teilhabe	am	Promotionsverband	Baden-Württemberg	zu	ermöglichen;

15.		ob	sie	eine	Experimentierklausel	zugunsten	der	Hochschulen	in	nicht-öffent-
licher Trägerschaft in das Landeshochschulrecht aufnehmen will, die abwei-
chend	von	§	70	Absatz	10	LHG	die	projekt-spezifische	Förderung	ermöglicht,	
etwa	zum	gezielten	Ausbau	von	Studiengängen.

3.7.2025

Birnstock,	Dr.	Timm	Kern,	Brauer,	Goll,	Haußmann,	
Bonath, Fink-Trauschel, Fischer, Heitlinger, Hoher, 
Dr.	Jung,	Reith,	Scheerer,	Dr.	Schweickert	FDP/DVP
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B e g r ü n d u n g

Die	 privaten	Hochschulen	 haben	 sich	 in	 den	 letzten	Dekaden	 sehr	 positiv	 ent-
wickelt	und	mittlerweile	 studiert,	 statistisch	gesehen,	 jeder	achte	Studierende	 in	
Deutschland	 an	 einer	 Hochschule	 in	 nicht-öffentlicher	 Trägerschaft.	 In	 Baden-
Württemberg	studiert	gar	knapp	jeder	zehnte	Studierende	an	einer	privaten	Hoch-
schule. Damit sind diese Hochschulen, die grundsätzlich keine staatliche Förde-
rung erhalten, aus Sicht der Antragsteller längst ein integraler Bestandteil der 
Hochschullandschaft und mehr als nur eine begrüßenswerte und etablierte Ergän-
zung	 des	 staatlichen	Hochschulsystems,	 das	 die	 öffentlich	 finanzierten	Studien-
gänge	durch	sich	am	Markt	zu	behauptende	und	privat	getragene	Studiengebote	
ergänzt. Daher soll dieser Antrag klären, auf welche Art und Weise das Land die 
23 staatlich anerkannten Hochschulen unterstützen kann.

S t e l l u n g n a h m e

Mit	Schreiben	vom	28.	Juli	2025	Nr.	MWK44-0141.5-37/5/4	nimmt	das	Ministe-
rium	für	Wissenschaft,	Forschung	und	Kunst	im	Einvernehmen	mit	dem	Ministe-
rium für Finanzen zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.		welche	Bedeutung	sie	dem	Studienangebot	der	Hochschulen	 in	nicht-öffentli-
cher Trägerschaft im Land zumisst, insbesondere unter Berücksichtigung der 
Entwicklung der Studienanfängerzahlen an diesen Hochschulen in den letzten 
zehn Jahren;

2.  wie sich dieses Studienangebot in den letzten zehn Jahren entwickelt hat, orien-
tiert an Studiengängen und Studienanfängern;

3.  inwiefern sie die Rolle der nichtstaatlichen Hochschulen im Wandel sieht, 
durch ihr Studienangebot (etwa bei den Studiengängen der Sozialen Arbeit 
oder im Rahmen der Akademisierung der Heilberufe) mehr als nur eine begrü-
ßenswerte und etablierte Ergänzung des staatlichen Hochschulsystems zu sein, 
das	die	öffentlich	finanzierten	Studiengänge	durch	sich	am	Markt	zu	behaup-
tende und privat getragene Studiengebote ergänzt;

Zu 1. bis 3.:

Die	Ziffern	1	bis	3	werden	aufgrund	des	Sachzusammenhangs	gemeinsam	beant-
wortet.

Die anliegende Tabelle stellt die Entwicklung der Zahl der Studierenden im  
1.	 Fachsemester	 an	 nicht-staatlichen	Hochschulen	 in	Baden-Württemberg	 diffe-
renziert	nach	Studienbereichen	dar.	Die	Zahl	der	Neueinschreibungen	im	1.	Fach-
semester	an	nicht-staatlichen	Hochschulen	ist	in	den	vergangenen	zehn	Jahren	um	
50	Prozent	auf	8	047	Studierende	im	1.	FS	in	2023	gestiegen.	Demnach	sind	die	
quantitativ	bedeutsamsten	Studienbereiche	aktuell	die	Wirtschaftswissenschaften	
(2 201 Studierende im 1. Fachsemester) sowie das Sozialwesen (1 311) und die 
Psychologie	(1	307),	in	denen	zusammen	knapp	60	Prozent	aller	Studierender	im	
1.	 Fachsemester	 eingeschrieben	 sind.	 Speziell	 im	Bereich	 Sozialwesen	 nehmen	
dabei die drei kirchlichen Hochschulen eine wichtige Rolle ein.

Die am dynamischsten wachsenden Studienbereiche waren in diesem Zeitraum 
Bauingenieurwesen,	Informatik,	Pharmazie,	Psychologie,	Elektrotechnik	und	In-
formationstechnik,	Gestaltung	sowie	Wirtschaftswissenschaften.	Hierbei	handelt	
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es sich durchweg um Studienbereiche, in denen nicht-staatliche Hochschulen mit 
dem Studienangebot an den staatlichen Hochschulen des Landes direkt in Kon-
kurrenz treten. 

Die	Zielgruppen	privater	Hochschulen	haben	sich	in	den	letzten	Jahren	verändert.	
War	vormals	das	berufsbegleitende	Studium	eine	zentrale	Säule	privater	Anbieter,	
sind zuletzt auch immer stärker Schulabgängerinnen und Schulabgänger in den 
Fokus gerückt. 

Diese	Entwicklung	beobachtet	das	Ministerium	für	Wissenschaft,	Forschung	und	
Kunst	 sehr	 aufmerksam.	 Eine	 wesentliche	 Zielsetzung	 der	 Hochschulfinanzie-
rungsvereinbarung	 III	 (HoFV	 III)	 ist	 es,	 eine	 bessere	 Auslastung	 des	 Studien-
angebots	an	den	staatlichen	Hochschulen	zu	erreichen.	Neben	der	Nachfrage	sei-
tens Studieninteressierter werden dabei in seiner regionalen und fachlichen Aus-
gestaltung auch die Bedarfe der baden-württembergischen Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber im Blick behalten. Darüber hinaus fördert das Wissenschaftsministe-
rium	hybride	Studienangebote,	beispielsweise	mit	der	Förderlinie	THE	BLÄNDED	
learning.

4.  welche Abweichungen von dem Grundsatz bereits bestehen und sie zukünftig 
plant,	dass	Hochschulen	in	nicht-öffentlicher	Trägerschaft	gemäß	§	70	Absatz	10	
Landeshochschulgesetz (LHG) grundsätzlich keinen Anspruch auf staatliche 
Förderung haben;

Zu 4.:

In	 §	 70	Absatz	 10	Landeshochschulgesetz	 (LHG)	 ist	 geregelt,	 dass	Träger	 von	
staatlich	 anerkannten	 Hochschulen	 keinen	 Anspruch	 auf	 staatliche	 Finanzhilfe	
 haben. Diese Regelung besteht seit dem Zweiten Hochschulrechtsänderungsgesetz 
(2.	HRÄG)	vom	1.	Januar	2005	(damals	§	70	Absatz	8	LHG).	Im	Zuge	der	Ein-
führung	dieser	Regelung	wurde	eine	Besitzstandswahrung	 für	diejenigen	Hoch-
schulen,	 die	 vor	 dem	5.	Oktober	 1987	 staatlich	 anerkannt	wurden,	 in	 das	LHG	
aufgenommen. Diese umfasst heute noch die institutionelle Förderung einzelner 
Studiengänge der drei kirchlichen Hochschulen in Freiburg und Ludwigsburg 
	sowie	der	Merz	Akademie	 in	Stuttgart	und	der	SRH	Hochschule	 in	Heidelberg.	
Für die beiden Letztgenannten wurde mit Artikel 6 des Haushaltsbegleitgesetzes 
2018/2019 die institutionelle Förderung unter Bezugnahme auf die Besitzstands-
wahrung neu geregelt und ab dem Jahr 2019 auf dem Stand des Jahres 2017 als 
Festbetrag festgelegt. Für die o. g. fünf Hochschulen besteht somit ein gesetzli-
cher	Anspruch.	Weitere	Abweichungen	sind	nicht	geplant.

Unabhängig	 davon	 bezieht	 das	 Ministerium	 für	 Wissenschaft,	 Forschung	 und	
Kunst	 bei	 der	Ausschreibung	 von	Förderlinien,	 sofern	 es	 inhaltlich	 geboten	 er-
scheint,	auch	nicht-staatliche	Hochschulen	ein.	Dies	erfolgte	in	der	Vergangenheit	
mit	 der	 „Sonderlinie	 des	 Ausbauprogramms	Hochschule	 2012	 für	 staatlich	 an-
erkannte	Hochschulen“,	die	bis	in	das	Jahr	2016	lief,	mit	der	„Förderlinie	Nicht-
staatliche Hochschulen“ in den Jahren 2018 bis 2020 und aktuell mit der Förder-
line „Soziale Arbeit“. 

5.  zu welchen aktuellen Förderprogrammen/Programmausschreibungen des Lan-
des	die	Hochschulen	in	nicht-öffentlicher	Trägerschaft	antragsberechtigt	sind;

Zu 5.:

Wie oben dargestellt, sind – sofern möglich und geboten – staatlich anerkannte 
Hochschulen	bei	Förderprogrammen	des	Ministeriums	für	Wissenschaft,	Forschung	
und Kunst Baden-Württemberg antragsberechtigt. Darüber hinaus gab es in den 
letzten	 Jahren	 auch	 Linien	 von	 Förderprogrammen	 des	 Ministeriums,	 die	 aus-
schließlich	an	die	 staatlich	anerkannten	Hochschulen	gerichtet	waren	 (vgl.	Ant-
wort	 zu	Ziffer	4	–	 aktuell	 eine	Förderlinie	 zum	Ausbau	von	Studienplätzen	der	
Sozialen Arbeit). 
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6.  ob geplant ist, bei hochschulischen Ausbauprogrammen des Landes die Teil-
habe	bzw.	Antragsberechtigung	der	Hochschulen	in	nicht-öffentlicher	Träger-
schaft künftig zu stärken, auch um einer Empfehlung des Wissenschaftsrats zu 
folgen, wettbewerblich orientierte Landesprogramme in Forschung und Lehre 
für	die	privaten	und	kirchlichen	Hochschulen	zu	öffnen;

Zu 6.: 

Angesichts	 einer	 bundes-	 und	 auch	 landesweit	 nachlassenden	 Nachfrage	 nach	
Studienplätzen	ist	bis	auf	Weiteres	kein	Ausbau	von	Studienkapazitäten	in	Baden-
Württemberg	geplant.	Im	Zentrum	stehen	vielmehr	die	bestmögliche	Auslastung	
der	bestehenden	Studienkapazität	an	den	staatlichen	Hochschulen	und	die	regel-
mäßige	Anpassung	des	Angebots	an	Nachfrage	und	Bedarf.	Mit	der	HoFV	III	ist	
die	Studienkapazität	der	Hochschulen	des	Landes	bis	einschließlich	2030	grund-
sätzlich	auf	dem	heutigen	Niveau	gesichert.	Die	HoFV	III	hält	 Instrumente	vor,	
die	auf	den	Umbau	und	die	Attraktivierung	des	bestehenden	staatlichen	Studien-
angebots zielen und folgerichtig ausschließlich die staatlichen Hochschulen ad-
ressieren.

	 7.		inwieweit	 akademische	 Weiterbildungsangebote	 von	 Hochschulen	 in	 nicht-	
öffentlicher	 Trägerschaft	 von	 Landesseite	 unterstützt	 werden,	 wie	 in	 der	
Vergangenheit	mit	Mitteln	aus	dem	Europäischen	Sozialfonds	 im	Förderpro-
gramm „Auf- und Ausbau von Strukturen der wissenschaftlichen Weiterbil-
dung an Hochschulen in Baden-Württemberg“;

11.  ob sie das Studien- und Weiterbildungsangebot der Hochschulen in nicht- 
öffentlicher	 Trägerschaft	 gleichwertig	 präsentiert	 sieht	 in	 der	 öffentlichen	
Darstellung durch staatliche Stellen, etwa auf vom Land betriebenen Home-
pages oder digitalen Plattformen;

Zu 7. und 11.:

Die	Ziffern	7	und	11	werden	aufgrund	des	Sachzusammenhangs	gemeinsam	be-
antwortet.

Die in Baden-Württemberg staatlich anerkannten Hochschulen werden auf der 
Homepage	 des	Ministeriums	 für	Wissenschaft,	 Forschung	 und	Kunst	 unter	 der	
Rubrik Hochschullandschaft bei der Darstellung der Hochschularten gleichwertig 
präsentiert.	Ebenso	werden	die	staatlich	anerkannten	Hochschulen	und	ihre	Stu-
dienangebote	 gleichwertig	 auf	 der	 vom	 Wissenschaftsministerium	 betriebenen	
Plattform	 „Die	 Studieninformation	 für	 Baden-Württemberg“	 (www.studieren-
in-bw.de) dargestellt. Im Bereich der Weiterbildung sind die staatlich anerkannten 
Hochschulen	zwar	nicht	auf	der	Plattform	„Südwissen.de“	vertreten,	 jedoch	be-
stehen neben „Südwissen.de“ weitere Angebote, über die sich Interessierte infor-
mieren	 können,	 beispielsweise	 „hoch-und-weit.de“	 (Möglichkeit	 für	 alle	 staat-
lichen und staatlich anerkannten deutschen Hochschulen, ihre Weiterbildungsan-
gebote	 einzutragen)	 oder	 die	 Plattform	 des	Ministeriums	 für	Wirtschaft,	Arbeit	
und Tourismus „www.fortbildung-bw.de“,	 auf	 der	 auch	 private	 Bildungsträger	
vertreten	sind.	

8.  welches Ergebnis die seit geraumer Zeit laufenden Gespräche des Wissen-
schaftsministeriums mit den drei kirchlichen Hochschulen im Land erbrachten, 
die darauf abzielten, eine den aktuellen Anforderungen entsprechende Finan-
zierung zu entwickeln und Studienangebote, die im gesellschaftspolitischen 
	Interesse	des	Landes	liegen,	finanziell	längerfristig	abzusichern;

Zu 8.:

Derzeit	 befinden	 sich	 das	Ministerium	 für	Wissenschaft,	 Forschung	 und	Kunst	
sowie die drei kirchlichen Hochschulen in Freiburg und Ludwigsburg und deren 
Träger	in	der	Abstimmung	zur	Fortsetzung	der	Finanzierungsvereinbarung	für	die	
Jahre 2026 bis 2030. 
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9.  welche Studienangebote sie aktuell als im gesellschaftspolitischen Interesse des 
Landes liegend erkennt;

Zu 9.:

Im Interesse des Landes sind alle Studienangebote, die auf die Deckung des aka-
demischen Fachkräftebedarfs in Baden-Württemberg zielen. Akademische Fach-
kräfte	werden	in	einer	Vielzahl	von	Bereichen	benötigt.	Beispielhaft	kann	auf	die	
Sonderauswertung der QuBe-Studie zur Entwicklung des Arbeitsmarkts in Baden-
Württemberg	 hingewiesen	 werden,	 welche	 das	 Ministerium	 für	 Wissenschaft,	
Forschung und Kunst in Auftrag gegeben hatte.

10.		inwiefern	 sie	 eine	 Teilhabe	 von	 Hochschulen	 in	 nicht-öffentlicher	 Träger-
schaft an Förderprogrammen des Landes zur Stärkung der hochschulischen 
Infrastruktur, etwa zu Zwecken der Digitalisierung, abweichend vom Grund-
satz	des	§	70	Absatz	10	LHG	anstrebt;

Zu 10.:

Für	die	erforderliche	Infrastruktur	einer	Hochschule	 ist	der	 jeweilige	Träger	der	
Einrichtung	verantwortlich.

12.		welche	Maßnahmen	zum	Bürokratieabbau	sie	unternimmt,	von	denen	auch	die	
Hochschulen	 in	 nicht-öffentlicher	 Trägerschaft	 profitieren	 können	 (etwa	 im	
Bereich	des	Meldewesens,	bei	Statistiken	oder	Genehmigungsverfahren);

Zu 12.:

Das	Ministerium	für	Wissenschaft,	Forschung	und	Kunst	ist	bestrebt,	den	Büro-
kratieabbau	 stetig	 und	 wo	 immer	 möglich	 voranzutreiben.	 Aus	 diesem	 Grund	
wurden	beispielsweise	die	Verfahren	der	 staatlichen	Anerkennung	von	Studien-
gängen	vereinfacht	und	Zustimmungspflichten	bei	Satzungen	in	Anzeigepflichten	
gewandelt	 (vgl.	 §	 70	 Absatz	 12	 LHG).	 Bezüglich	 der	 Meldung	 zur	 amtlichen	
Hochschulstatistik	 unterliegen	 die	 privaten	Hochschulen	 den	 gleichen	 Pflichten	
wie die staatlichen Hochschulen.

13.		auf	welche	Weise	 sie	 die	Hochschulen	 in	 nicht-öffentlicher	Trägerschaft	 bei	
deren Internationalisierung unterstützen will und beispielsweise bei Visa-
fragen Hilfe leisten könnte, z. B. bei der Durchführung von APS-Verfahren;

Zu 13.:

Die Aufgabe der hochschuleigenen Internationalisierung liegt in der Hoheit der 
jeweiligen	Einrichtung,	unabhängig	von	Hochschulart	und	Trägerschaft.	Entspre-
chend ihrer eigenen Ziele und Rahmenbedingungen entscheiden die Hochschulen 
individuell	über	ihre	internationale	Ausrichtung.	Die	Landesagentur	Baden-Würt-
temberg	International	(BW_i),	Gesellschaft	für	internationale	wirtschaftliche	und	
wissenschaftliche Zusammenarbeit mbH, bietet den baden-württembergischen 
Hochschulen	und	Forschungseinrichtungen	ein	vielfältiges	Angebot,	das	zur	 In-
ternationalisierung der Einrichtungen im Einzelnen und des Hochschulstandorts 
Baden-Württemberg insgesamt beiträgt. Dieses Angebot steht auch den Hoch-
schulen	in	nicht-öffentlicher	Trägerschaft	offen.	Eine	darüber	hinausgehende	Un-
terstützung	 durch	 das	 Ministerium	 für	 Wissenschaft,	 Forschung	 und	 Kunst	 ist	
nicht	vorgesehen.	

Die	Hochschulen	begleiten	die	Visa-Verfahren	eigeninitiativ	im	Sinne	einer	Be-
ratung	 und	 Begleitung	 internationaler	 Studierender.	Maßnahmen	 zur	 Erleichte-
rung	und	Beschleunigung	der	Visa-Vergabe	liegen	jedoch	nicht	 in	ihrer	Zustän-
digkeit oder in der des Wissenschaftsministeriums. Zuständig sind das Auswärtige 
Amt	 bzw.	 seine	 Auslandsvertretungen.	 Dem	 Wissenschaftsministerium	 ist	 be-
kannt,	 dass	 die	Visa-Verfahren	 durch	 sukzessive	 Personalaufstockungen	 in	 den	
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Auslandsvertretungen,	Prozessoptimierungen	und	digitale	 Innovationen	verkürzt	
werden konnten. Zudem wurde im Jahr 2021 das Bundesamt für Auswärtige An-
gelegenheiten	eingerichtet,	das	die	Auslandsvertretungen	bei	der	Bearbeitung	der	
Visaanträge	unterstützt.

Die	Akademischen	Prüfstellen	(APS)	tragen	maßgeblich	zur	angesprochenen	Pro-
zessoptimierung	 bei.	 Aufgrund	 hoher	 Zahlen	 von	 Studieninteressierten	 wurden	
sie	 zur	 Arbeitserleichterung	 für	 die	 Visumstellen	 an	 einzelnen	 Deutschen	 Bot-
schaften	eingerichtet.	Die	APS	sind	Serviceeinrichtungen	der	Deutschen	Botschaf-
ten, die in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Akademischen Austauschdienst 
(DAAD)	betrieben	werden.	Sie	überprüfen	die	Richtigkeit	der	vorgelegten	Nach-
weise	 gemäß	 den	 Bewertungsvorschlägen	 der	 Kultusministerkonferenz.	 Zudem	
führen	sie	Interviews	mit	den	Studienbewerberinnen	und	-bewerbern.	Durch	die-
sen	vorgelagerten	Prozess	wird	die	Entscheidung	über	die	Vergabe	eines	Studien-
visums	an	der	jeweiligen	Deutschen	Botschaft	beschleunigt.	Bislang	sind	APS	in	
der	VR	China,	in	Vietnam	und	Indien	eingerichtet.

Mit	 dem	 5.	 HRÄG	 hat	 das	 Land	 auch	 den	 staatlich	 anerkannten	 Hochschulen	
neue	und	vereinfachte	Möglichkeiten	eingeräumt,	internationale	Studierende	für	ein	
Studium	in	Baden-Württemberg	zuzulassen.	Das	LHG	sieht	in	§	58	Absatz	3a	f.	
eine	hochschulindividuelle	Zugangsregelung	für	ausländische	Studieninteressierte	
vor,	die	alternativ	zum	Studienkolleg	durch	eine	Zugangsprüfung	oder	ein	Probe-
studium	 ermöglicht	 wird.	 Gerade	 internationale	 Studieninteressierte	 können	 so	
frühzeitig	an	den	Hochschulen	auf	ein	Studium	vorbereitet	werden.

14.		ob	sie	es	als	möglich	betrachtet,	den	Hochschulen	in	nicht-öffentlicher	Träger-
schaft oder insbesondere den Hochschulen für Angewandte Wissenschaften 
(HAW)	unter	diesen	neben	dem	Promotionsrecht	nach	§	70	Absatz	4	LHG	auch	
eine Teilhabe am Promotionsverband Baden-Württemberg zu ermöglichen;

Zu 14.:

Der	Promotionsverband	der	Hochschulen	für	Angewandte	Wissenschaften	Baden-
Württemberg	entscheidet	 im	Grundsatz	gemäß	 seiner	Satzungen	 selbst	 über	die	
Aufnahme	von	neuen	Mitgliedern;	dies	umfasst	auch	Hochschulen	in	freier	Trä-
gerschaft.

15.		ob	sie	eine	Experimentierklausel	zugunsten	der	Hochschulen	in	nicht-öffent-
licher Trägerschaft in das Landeshochschulrecht aufnehmen will, die abwei-
chend	von	§	70	Absatz	10	LHG	die	projekt-spezifische	Förderung	ermöglicht,	
etwa zum gezielten Ausbau von Studiengängen.

Zu 15.:

Wie	bereits	unter	Ziffer	4	dargestellt,	 ist	es	bereits	heute	rechtlich	möglich,	 the-
matische Förderlinien auszulegen, an denen staatlich anerkannte Hochschulen 
partizipieren	können.	Eine	Experimentierklausel	ist	daher	nicht	erforderlich.	Der-
zeit	 ist	dies	 im	Rahmen	der	Förderlinie	„Ausbau	von	Studienplätzen	 in	der	So-
zialen	Arbeit“	des	Ministeriums	für	Wissenschaft,	Forschung	und	Kunst	der	Fall.

Olschowski
Ministerin	für	Wissenschaft,
Forschung und Kunst
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